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- Rechtsanwalt Dr. Thomas Müller-Bonanni, Düsseldorf 
- Rechtsanwältin Dr. Barbara Reinhard, Frankfurt am Main 
- Rechtsanwältin Dr. Ulrike Schweibert, Frankfurt am Main 
- Rechtsanwalt Dr. Matthias Wieland, Landshut 
 
Zuständig in der DAV-Geschäftsstelle  
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Verteiler 

 
 Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
 Bundesministerium der Justiz  
 Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz  
 
 Ausschuss für Arbeit und Soziales im Deutschen Bundestag 
 Ausschuss für Recht im Deutschen Bundestag  
 Ausschuss für Wirtschaft im Deutschen Bundestag  
 Arbeitsgruppen Recht der im Deutschen Bundestag vertretenen Parteien  
 Arbeitsgruppen Arbeit und Soziales der im Deutschen Bundestag vertretenen Parteien  
 Arbeitsgruppen Wirtschaft der im Deutschen Bundestag vertretenen Parteien  
 
 Justizministerien und -senatsverwaltungen der Länder  
 Arbeitsministerien und -senatsverwaltungen der Länder 
 
 Bundesarbeitsgericht 
 Landesarbeitsgerichte 
 
 Europäische Kommission – Vertretung in Deutschland  
 Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI)  
 Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) 
 Ver.di, Recht und Politik  
 Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB) 
 Bundesverband der Arbeitsrechtler in Unternehmen 
 Bund der Richterinnen und Richter der Arbeitsgerichtsbarkeit 
 Arbeitsgerichtsverband 
 Bundesrechtsanwaltskammer  
 Rechtsanwaltskammern 
 Bundesnotarkammer  
 Bundesverband der Freien Berufe  
 Deutscher Richterbund  
 Deutscher Notarverein e.V.  
 Deutscher Steuerberaterverband  
 
 DAV-Vorstand und Geschäftsführung  
 Vorsitzende der DAV-Gesetzgebungs- und Geschäftsführenden Ausschüsse des DAV  
 Vorsitzende der DAV-Landesverbände  
 Vorsitzender des FORUM Junge Anwaltschaft 
 Mitglieder DAV-Ausschuss Arbeitsrecht  
 Mitglieder Geschäftsführender Ausschuss AG Arbeitsrecht im DAV 
 
 
Presse  
 Neue Zeitschrift für Arbeitsrecht (NZA) 
 Zeitschrift Recht der Arbeit 
 Zeitschrift Arbeitsrechtliche Entscheidungen (AE) 
 Redaktion Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ) 
 Süddeutsche Zeitung 
 Juve Verlag 
 Juris Newsletter 
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 Der Tagesspiegel 
 Der Spiegel 
 Legal tribune online 
 NJW 
 Netzpolitik.org  
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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV versammelt mehr als 61.000 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sowie Anwaltsnotarinnen und Anwaltsnotare, 

die in 253 lokalen Anwaltvereinen im In- und Ausland organisiert sind. Er vertritt die 

Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und internationaler 

Ebene. Der DAV ist im Lobbyregister für die Interessenvertretung gegenüber dem 

Deutschen Bundestag und der Bundesregierung zur Registernummer R000952 

eingetragen.  

 

Der Deutsche Anwaltverein weist darauf hin, dass die Vorgaben des Arbeitszeitrechts 

bei angestellten Rechts- und Syndikusrechtsanwält.innen zu einer unauflöslichen 

Kollision mit den anwaltlichen Berufspflichten führen können. Der Gesetzgeber wird 

aufgefordert, diese Pflichtenkollision einer sachgerechten Lösung zuzuführen. 

 

 

1. Die berufsrechtliche Stellung des Rechtsanwalts als Organ der Rechtspflege 

 

Rechtsanwält.innen üben gemäß § 1 BORA ihren Beruf frei, selbstbestimmt und 

unreglementiert aus, soweit Gesetz oder Berufsordnung sie nicht besonders 

verpflichten. Die anwaltlichen Freiheitsrechte gewährleisten die Teilhabe der Bürger am 

Recht, ihre Tätigkeit dient der Verwirklichung des Rechtsstaats. Als unabhängige 

Berater und Vertreterinnen in allen Rechtsangelegenheiten haben Rechtsanwält.innen 

ihre Mandant.innen vor Rechtsverlusten zu schützen, rechtsgestaltend, 

konfliktvermeidend und streitschlichtend zu begleiten, vor Fehlentscheidungen durch 

Gerichte und Behörden zu bewahren und gegen verfassungswidrige Beeinträchtigung 

und staatliche Machtüberschreitung zu sichern. Die Tätigkeit der Rechtsanwält.innen ist 

damit wichtiger Bestandteil des von Art 20 Abs. 3 GG gesicherten Rechtsstaatsprinzips, 

die Rechtsanwält.innen selbst sind Organe der Rechtspflege. 

 

Die Bundesrechtsanwaltsordnung weist den Rechtsanwält.innen dementsprechend 

weitreichende Berufspflichten zu. Sie haben gem. § 43 BRAO ihren Beruf gewissenhaft 

auszuüben. Sie haben sich innerhalb und außerhalb des Berufes der Achtung und des 

Vertrauens, welche die anwaltliche Stellung erfordert, würdig zu erweisen. § 43a BRAO 

verbietet Rechtsanwält.innen, Bindungen einzugehen, die ihre berufliche 
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Unabhängigkeit gefährden. Sie sind zur Verschwiegenheit verpflichtet in Bezug auf alle 

Angelegenheiten, die ihnen in Ausübung ihres Berufes bekanntgeworden sind. Diese 

Berufspflichten gelten uneingeschränkt auch für angestellte Rechts- und 

Syndikusrechtsanwält.innen, deren anwaltliche Unabhängigkeit mit § 46 BRAO 

gewährleistet wird. Auch sie haben ihre Tätigkeit fachlich unabhängig und 

eigenverantwortlich auszuüben.  

 

 

2. Die Kollision von Berufspflichten mit arbeitszeitrechtlichen Vorgaben 

 

Angestellte (Syndikus-) Rechtsanwält.innen unterliegen als Arbeitnehmer.innen den 

Vorgaben des Arbeitszeitgesetzes (ArbZG). Dieses gibt tägliche Höchstarbeits- und 

Mindestruhezeiten vor, eine wöchentliche Höchstarbeitszeit und untersagt die Arbeit an 

Sonn- und Feiertagen. Diese Vorgaben können der Wahrnehmung der anwaltlichen 

Berufspflichten entgegenstehen. Denn in der anwaltlichen Berufsausübung gebietet die 

Wahrnehmung der Mandanteninteressen, unabhängig von Größe und 

Organisationsform der Kanzlei und unabhängig von dem beruflichen Rechtsgebiet, 

oftmals unmittelbares Tätigwerden ohne zeitliche Verzögerung. Derart zeitkritische 

Konstellationen, in denen im berechtigten Mandanteninteresse unmittelbar gehandelt 

werden muss, sind vielfältig: 

 

 Im Betrieb der Mandantin wird außerhalb der üblichen Arbeitszeiten eine 

Hausdurchsuchung vorgenommen, der Geschäftsführer ist verhaftet worden und 

soll dem Haftrichter vorgeführt werden. 

 

 Eine Arbeitnehmerin hat mit anderem anwaltlichen Beistand ein 

Kündigungsschutzverfahren verloren und möchte Berufung einlegen; sie meldet 

sich erst am letzten Tag der Berufungsfrist. 

 

 Eine Mutter hat die Anordnung des Jugendamtes erhalten, dass ihr Kind am 

folgenden Morgen entzogen werden soll. 

 

 Der angestellte Rechtsanwalt hat um 8.00 Uhr in einer komplexen Angelegenheit 

einen Kammertermin wahrzunehmen. Kurz vor 18.00 Uhr am Vortag erreicht ihn 
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per beA ein den Kammertermin vorbereitender Schriftsatz der Gegenpartei, was 

der Rechtsanwalt jedoch erst um 22 Uhr zur Kenntnis nimmt. Da der 

Rechtsanwalt die Arbeit spätestens um 21.00 Uhr einstellen muss, um die 

elfstündige Mindestruhezeit einzuhalten, darf er zur Wahrung der 

arbeitszeitrechtlichen Vorgaben den Schriftsatz nicht lesen, da er anderenfalls 

den Kammertermin am Folgetag nicht wahrnehmen dürfte. Das 

Mandanteninteresse gebietet es demgegenüber zwingend, den Inhalt des 

Schriftsatzes zur Kenntnis zu nehmen und auch über etwaige Konsequenzen für 

das eigene anwaltliche Handeln im Termin nachzudenken. 

 

 Eine Gerichtsverhandlung mit Beweisaufnahme erstreckt sich unvorhergesehen 

über mehrere Stunden, so dass die tägliche Höchstarbeitszeit überschritten wird. 

Die angestellte Rechtsanwältin müsste ggf. die Verhandlung abbrechen. 

Gleiches gilt für die Teilnahme an Einigungs- oder Schlichtungsstellen, deren 

zeitlicher Verlauf ebenfalls nicht vorhersehbar sind. 

 

 Der Rechtsanwalt vertritt eine Gewerkschaft, die für den Folgetag – ggf. an 

einem Montag - zu Warnstreiks aufgerufen hat. Die Arbeitgeberseite hat eine 

einstweilige Verfügung beantragt, die um 16 Uhr verhandelt und von beiden 

Seiten schriftsätzlich vorbereitet werden muss. Gleichzeitig müssen denkbare 

Arbeitskampfmaßnahmen auf ihre Rechtmäßigkeit überprüft und ggf. 

Veränderungen veranlasst werden. 

 

Die Beispiele lassen sich beliebig fortsetzen. Der Konflikt ist eindeutig: 

Rechtsanwält.innen müssen im Interesse ihrer Mandanten unverzüglich tätig werden, 

um deren Rechtsgüter bestmöglich zu schützen. Arbeitszeitrechtlich dürfen sie dies 

allerdings nicht; ein Verstoß gegen das Arbeitszeitgesetz würde gegenüber der 

anstellenden Kanzlei als Ordnungswidrigkeit oder sogar als Straftat geahndet, was zu 

verursachen angestellten Rechtsanwält.innen aufgrund ihrer arbeitsvertraglichen 

Treuepflichten untersagt ist und arbeitsrechtlich sanktioniert werden könnte. 
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3. Keine Konfliktlösungsmöglichkeit 

 

Der vorstehende Konflikt ist auf der Grundlage des geltenden Rechts für angestellte 

Rechtsanwält.innen wie auch für die Kanzlei nicht auflösbar.  

 

Die arbeitszeitrechtlichen Vorgaben sind für angestellte Rechtsanwält.innen zwingend. 

Es gilt eine absolute tägliche Höchstarbeitszeit von 10 Stunden und eine 

Mindestruhezeit von 11 Stunden. Der Ausnahmetatbestand des § 14 ArbZG kann für 

die genannten Konstellationen nicht ausreichend nutzbar gemacht werden. § 14 ArbZG 

sieht zwar Ausnahmen von den Vorgaben des Arbeitszeitgesetzes für 

außergewöhnliche Fälle vor, doch gelten diese gerade nicht für regelmäßig eintretende 

Krisensituationen, die sich aus der Eigenart der betrieblichen Tätigkeit mit einer 

gewissen Häufigkeit ergeben (BAG vom 28.02.1958 – 1 AZR 491/56). Zudem erlaubt 

§ 14 Abs. 1 ArbZG nur vorübergehende Arbeiten, die nicht allzu viel Zeit in Anspruch 

nehmen. Auch § 14 Abs. 2 ArbZG ist für die Auflösung der anwaltlichen Kollisionsfälle 

nicht geeignet. Die Vorschrift erlaubt eine Abweichung von den arbeitszeitrechtlichen 

Vorgaben – allerdings nicht von dem Verbot der Sonn- und Feiertagsarbeit –, wenn 

eine verhältnismäßig geringe Zahl von Arbeitnehmer.innen vorübergehend mit Arbeiten 

beschäftigt wird, deren Nichterledigung das Ergebnis der Arbeiten gefährden oder einen 

unverhältnismäßigen Schaden zur Folge haben würden, wenn der Arbeitgeberin andere 

Vorkehrungen nicht zugemutet werden können. Diese Bestimmung vermag den Fall der 

zwingend notwendigen Arbeit an einem Sonn- oder Feiertag nicht zu rechtfertigen und 

bietet zudem im Hinblick auf die Frage, welche Vorkehrungen einer Kanzlei zugemutet 

werden können, keine Rechtssicherheit.  

 

Die Ausnahmebestimmung des § 14 ArbZG ist zudem aus berufsrechtlicher Sicht als 

Lösungsansatz für die anwaltliche Pflichtenkollision ungeeignet. Gemäß 

§ 17 Abs. 4 ArbZG kann die Aufsichtsbehörde von der Arbeitgeberin die für die 

Durchführung dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 

Rechtsverordnungen erforderlichen Auskünfte verlangen und sich beispielsweise 

Arbeitszeitnachweise oder Geschäftsunterlagen, die mittelbar oder unmittelbar Auskunft 

über die Einhaltung des Arbeitszeitgesetzes geben, vorlegen lassen. Bei der Prüfung, 

ob ein Ausnahmefall des § 14 ArbZG vorgelegen hat, müsste die Kanzlei daher 

erforderlichenfalls unter Vorlage von Mandantenunterlagen umfassend Auskunft 
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erteilen. Rechtsanwält.innen sind allerdings – unter der Strafandrohung des § 203 

Abs.1 StGB – gem. § 43a BRAO zur Verschwiegenheit verpflichtet; diese Verpflichtung 

verbietet auch die Weitergabe mandatsbezogener Informationen an Behörden. Die 

Begründung eines Ausnahmefalls nach § 14 ArbZG in dieser Form kollidiert insoweit 

ebenfalls mit den anwaltlichen Berufspflichten. 

 

Die Pflichtenkollision lässt sich auch mit kanzleiinternen organisatorischen Maßnahmen 

nicht immer mit der gebotenen Zuverlässigkeit vermeiden. Eine Personalreserve, die 

nicht plan- oder quantifizierbare Arbeitsbelastungssituationen verlässlich abdeckt, ist 

gerade für kleine und mittlere Kanzleien nicht finanzierbar. Sie müsste zudem die 

Arbeitsbedingungen der „Springer“ derart flexibel ausgestalten, dass die Frage nach der 

Angemessenheit der Arbeitsbedingungen gemäß § 26 BORA für diese Personen 

aufgeworfen werden müsste. Auch ist ein Austausch des anwaltlichen Beraters gerade 

in einer Ausnahmesituation dem Mandanten nicht zumutbar und wird dem anwaltlichen 

Pflichten- und Aufgabenkanon nicht gerechtet; er schadete den Mandanteninteressen 

und widerspräche dem besonderen Vertrauensverhältnis innerhalb des Mandats. So 

könnte z.B. ein Austausch der anwaltlichen Berater.in in der oben dargestellten 

Ausnahmesituation, dass ein Schriftsatz der Gegenseite am Abend vor dem 

Gerichtstermin eingeht, niemals gewährleisten, dass sich die den Termin 

wahrnehmende Berater.in auf diesen noch sachgerecht vorbereiten könnte.  

 

Das geltende Recht gewährt den angestellten Rechtsanwält.innen damit keine 

Möglichkeit, sich in der Ausübung ihres freien Berufs in diesen Ausnahmesituationen 

uneingeschränkt rechtskonform zu verhalten. Dies ist umso weniger hinnehmbar, als 

die Ausübung des Anwaltsberufs im Rahmen eines Arbeitsverhältnisses nicht mehr, wie 

dies in der Vergangenheit der Fall gewesen ist, als Ausnahmeerscheinung bezeichnet 

werden kann. Die anwaltliche Tätigkeit als Arbeitnehmer.in genießt vielmehr mittlerweile 

allgemeine Akzeptanz, ist weit verbreitet und wird insbesondere von jungen 

Rechtsanwält.innen auch eingefordert. Damit geht einher, dass angestellte 

Rechtsanwält.innen nach einer ersten Einarbeitungszeit in aller Regel das volle 

anwaltliche Tätigkeitsspektrum ausschöpfen, Mandate eigenverantwortlich betreuen 

und selbständig handeln. Die Wahrnehmung der anwaltlichen Tätigkeit als freier Beruf 

auch im Rahmen eines Arbeitsverhältnisses ist deshalb von maßgeblicher Bedeutung 
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nicht nur für die angestellten Rechts- und Syndikusrechtsanwält.innen, sondern auch 

für den Zugang der Rechtssuchenden zum Recht. 

 

 

4. Gesetzliche Lösungen sind erforderlich 

 

Der Deutsche Anwaltverein fordert daher den Gesetzgeber auf, diese Pflichtenkollision 

einer sachgerechten Lösung zuzuführen, die die gegenüber dem Mandanten 

bestehenden anwaltlichen Berufspflichten mit den Interessen der angestellten Rechts- 

und Syndikusrechtsanwälte an einer sachgerechten Ausgestaltung ihres 

Gesundheitsschutzes, dem zu dienen das Arbeitszeitrecht bestimmt ist, in Einklang 

bringt. Wertungen, die der Rechtsstaat an die richterlichen Organe der Rechtspflege 

stellt, deren beruflicher Einsatz nicht nach vorgegebenen Arbeitszeiten, sondern in 

Arbeitspensen gemessen wird (BVerwG vom 13.01.2023 - 2 C 22.21), mögen darin 

ebenso einfließen wie die arbeitsschutzrechtliche Erkenntnis, dass 

Arbeitszeitsouveränität von Arbeitnehmern einen wesentlichen Beitrag zu deren 

Gesundheitsschutz leisten kann und unter diesen Voraussetzungen auch Ausnahmen 

von den geltenden Schranken rechtfertigen kann. 

 


